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A 0118/2022 (BJD) 

Auftrag fraktionsübergreifend: Bundesrechtswidrige Zuständigkeitsordnung im 

Planungs- und Baugesetz korrigieren (06.07.2022)  

 

Das kantonale Planungs- und Baugesetz ist den Bundesvorgaben anzupassen, sodass auch im 

Kanton Solothurn – wie vom Bundesgericht gefordert – die Gemeindeversammlungen Pla-

nungsbehörde sind. 

 

Begründung 06.07.2022: schriftlich. 

 

Der Kanton Solothurn ist neben dem Kanton Freiburg der einzige von 26 Schweizer Kanto-

nen, in welchem die Raumordnung allein in die Kompetenz des Gemeinderats fällt (§ 9 Abs. 2 

Planungs- und Baugesetz). Einzige Ausnahme ist das nicht grundeigentümerverbindliche Leit-

bild, über das ca. alle 20 Jahre an der Gemeindeversammlung abgestimmt werden kann. Die-

ses ist jedoch mehr symbolisch als rechtsetzend (vgl. Formulierung § 9 Abs. 3 Planungs- und 

Baugesetz). Es ist so aktuell den Stimmberechtigten auf keine erdenkliche Art und Weise 

möglich, einen Grundsatzentscheid in raumplanerischen Belangen an der Urne zu verlangen. 

Diese Regelung ist völlig aus der Zeit gefallen.  

Das Solothurner Recht widerspricht in dieser Sache eindeutig dem übergeordneten Recht, 

namentlich dem in der Bundesverfassung verankerten Legalitätsprinzip. Gemäss diesem müs-

sen alle grundlegenden und wichtigen rechtlichen Normen von der Legislative beschlossen 

werden. Dazu gehören namentlich alle Grundrechtseinschränkungen etwa in Bezug auf die 

Garantie des Eigentums. Allgemein-abstrakte Planungsnormen gehören ebenfalls dazu. Diese 

müssten zwingend von der Legislative beschlossen werden, also in der ordentlichen Gemein-

deorganisation von der Gemeindeversammlung. Nach dem Planungs- und Baugesetz Solo-

thurn (PBG SO) ist aber der Gemeinderat Planungsbehörde und beschliesst deshalb diese 

Normen. Das ist unzulässig, wie das Bundesgericht schon verklausuliert hat verlauten lassen 

(1C_147/2019 Lommiswil Grossmatt: «Die [nachvollziehbaren] Einwände der Beschwerdefüh-

rer gegen die Bundesrechtskonformität der Zuständigkeitsordnung des Kantons Solothurn für 

die Festsetzung der Zonenordnung hätten sie zum Zeitpunkt von deren Erlass vorbringen 

können und müssen.»). 

 

Unterschriften: 1. Urs Unterlerchner, 2. Rémy Wyssmann, 3. Adrian Läng, Roberto Conti, Mar-

kus Dick, Beat Künzli, Andrea Meppiel, Christine Rütti, Silvia Stöckli (9) 


